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Gemischte Bilanz - Neue EU-

Kommissare vor dem Parlament 

Den Auftakt des politischen Jahres im 
Europaparlament bildete ein erster 
Höhepunkt. Alle 27 von Kommissions-
präsident José Manuel Barroso (Foto) 
ernannten Kommissare standen vor 
den jeweiligen Fachausschüssen des 
Europaparlamentes Rede und Ant-
wort. Schließlich müssen wir Europa-
parlamentarier der Kommission zu-
stimmen, damit sie ihr Amt aufneh-
men kann.  

Aus deutscher Sicht besonders erfreu-
lich war der souveräne Auftritt des 
deutschen Kommissarskandidaten 
Günther Oettinger. Allen innenpoliti-
schen Unkenrufen zum Trotz erbrach-
te er den Beweis, dass er sich in sei-
nem Dossier, der Energiepolitik, her-
vorragend auskennt und ganz klare Vi- 

 

 

 

 

 

sionen hat. Dies wird seine und damit 
Deutschlands Stellung in der neuen 
Kommission stärken. 

Eine andere Kommissarskandidatin 
gab bei den Anhörungen dagegen ein 
sehr schwaches Bild ab. Die liberale 
Niederländerin Neelie Kroes ist als Te-
lekommunikationskommissarin vorge-
sehen. In der Anhörung stellte sich je-
doch heraus, dass die 68 Jahre alte 
bisherige Wettbewerbskommissarin  
in ihrem neuen Ressort große Wis-
senslücken aufweist, insbesondere 
was die neuen Medien und das Inter-
net anbetrifft. Es ist peinlich für die 
Gesamtkommission, dass eine Frau 
wie Kroes dieses Schlüsselressort für 
die Zukunft übernehmen soll. 

Als Mitglied im Ausschuss für Beschäf-
tigung und Soziale Angelegenheiten 
war mir besonders die Anhörung des 
designierten Sozialkommissars Lazlo 

Andor aus Ungarn wichtig. Der im 
Ostblock kommunistisch erzogene An-
dor blieb jedoch konkrete Aussagen zu 
seinen politischen Prioritäten weitge-
hend schuldig. Bei aller Blässe zeigte 
er ein sicheres Gespür dafür, wo die 
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politischen Fallstricke gespannt sind 
und bekannte sich fast gebetsmühlen-
artig zum Subsidiaritätsprinzip. Ich 
hoffe, dass er dies in seiner Arbeit als 
Kommissar ebenso klar vertreten wird.  

Besonders freue ich mich hingegen 
über die Nominierung des Polen Ja-

nusz Lewandoski zum Kommissar für 
Haushalt und Finanzplanung. Im Ge-
gensatz zu manchen osteuropäischen 
Nomenklatura-Kandidaten war er in 
den Zeiten des Kampfes für die Demo-
kratie Wirtschaftsberater der polni-
schen Gewerkschaft "Solidarność" um 
den späteren Staatspräsidenten Lech 
Walesa. Als ehemaliger Europaabge-
ordneter und Vorsitzender des Haus-
haltsausschusses ist er für sein neues 
Amt bestens geeignet. Dies bewies er 
auch bei der Befragung durch die EU-
Parlamentarier.   

Die größten Probleme in der Anhörung 
hatte die designierte christdemokrati-
sche Kommissarin aus Bulgarien, Ru-

miana Jeleva. Von den Fraktionen der 
Liberalen und Sozialisten ließ sie sich 
mit unbewiesenen Anschuldigungen 
über angebliche Mafiakontakte und 
illegale Geschäfte so sehr verunsi-
chern, dass sie nicht nur eine nervöse 
Anhörung absolvierte sondern einige 
Tage auch später entnervt aufgab.  

Die Kommission wird deshalb noch 
nicht, wie geplant, am 26. Januar ge-
wählt werden können. Jetzt soll die 
bisherige Weltbank-Vizepräsidentin 
Kristalina Georgieva bulgarische 
Kommissarin werden. Sie muss aber 
erst noch vom Parlament angehört 
werden und auch Vorbereitungszeit 
für diese Anhörung erhalten.  

Wegen diesen Verzögerungen kann es 
noch bis Ende Februar oder sogar bis 
in den März hinein dauern, bis die 
Wahl der Kommission durch das Euro-
paparlament stattfinden wird. Damit 

hat das Parlament gezeigt, dass es die 
Kommission nicht einfach abnickt, 
sondern seine Rolle sehr ernst nimmt. 
Dies ist eine gute Nachricht für die 
Demokratie in Europa. 

 

Haushalt 2010 - EU-Parlament be-

schließt Milchfonds und Breitband-

förderung 

Noch kurz vor dem Jahreswechsel  ha-
ben wir EU-Parlamentarier in zweiter 
Lesung den Haushalt der Union für das 
Jahr 2010 beschlossen. 122,937 Milli-
arden Euro wird er betragen. Dies ent-
spricht etwas mehr als einem Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes der EU. 
Eine gigantische Summe finde ich.  

An einem zentralen Punkt haben wir 
uns als Europaparlament dabei gegen-
über dem Rat durchsetzen können: 
Der EU-Milchfonds ist im jetzt endgül-
tig verabschiedeten Haushalt erhalten. 
Mit rund 300 Millionen Euro zusätzlich 
kann somit die arg gebeutelte Milch-
wirtschaft unterstützt werden. Jetzt 
gilt es, sicherzustellen, dass die Mittel 
unseren heimischen Landwirten auch 
schnell zugute kommen. 

Auch die 420 Millionen Euro zum Aus-
bau der Breitband-Internet-
Versorgung im ländlichen Raum wur-
den mit diesem Votum verabschiedet. 
So besteht begründete Hoffnung, dass 
es auf absehbare Zeit keine "weißen 
Flecken" mehr im Freistaat Bayern ge-
ben wird, an denen das leistungsstar-
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ke Breitband-Internet noch nicht an-
gekommen ist.  

  

CSU will sichereres Spielzeug 

In der Europäischen Union gelten die 
weltweit umfassendsten Regelungen 
für sicheres Kinderspielzeug. Seit der 
Zustimmung zur EU-Spielzeugrichtlinie 
im letzten Jahr existieren nirgendwo 
sonst auf der Welt derart strenge 
Grenzwerte für schädliche Stoffe wie 
Quecksilber und Blei. Krebserregende, 
erbgutgefährdende und fortpflan-
zungsgefährdende Stoffe sind ganz 
verboten.  

In der aktuellen Spielzeugrichtlinie der 
EU gibt es eine Klausel, wonach Grenz-
werte bei neuen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen verschärft werden kön-
nen. Die Kommission muss deshalb im 
Interesse unserer Kinder ihrer Ankün-
digung im Parlament bald Taten folgen 
lassen. 

Einem neuen Gutachten des Bundes-
institutes für Risikobewertung zu Folge 
sind die Grenzwerte für sogenannte 
"polyzyklische aromatischer Kohlen-
wasserstoffe" jedoch nicht streng ge-
nug. Aus diesem Grund hat mein CDU-
Fraktionskollege Andreas Schwab in 
einem Brief an EU-Industriekommissar 
Günther Verheugen einen wirksame-
ren Kinderschutz gefordert. 

Im Straßburger Parlament fand eine 
Debatte zu diesem Thema statt. Dabei 

versprach die EU-Kommission eine ra-
sche Überprüfung des Gutachtens und 
möglicherweise eine Verschärfung der 
Regelungen. 

Sicheres Kinderspielzeug für unsere 
Kleinsten ist ein brandaktuelles The-
ma. Als zweifacher Vater ist mir die 
Gesundheit unserer Kinder besonders 
wichtig. Ich begrüße deshalb, dass un-
sere Bundesverbraucherministerin Ilse 
Aigner in einem Brief an die letzte 
schwedische Ratspräsidentschaft noch 
2009 eine Überarbeitung der Spiel-
zeugrichtlinie gefordert hat.  

 

Europäischer Bürgerbeauftragter 

wiedergewählt  

Keine Veränderung wird es im Amt des 
EU-Bürgerbeauftragten geben. Das 
Parlament in Straßburg wählte den 
von Sozialisten, Liberalen und Grünen 
unterstützten Griechen Nikiforos Dia-
mandouros (Foto) mit 340 von 648 
Stimmen für eine weitere Amtszeit. 
EVP-Kandidat Pierre-Yves Monette aus 
Belgien erhielt bei der geheimen Ab-
stimmung nur 289 Stimmen.  Diaman-
douros, ein 67 jähriger Politikprofessor 
aus Athen, bleibt damit der erste An-
sprechpartner für Bürger, die sich über 
Missstände innerhalb der Institutionen 
der EU beschweren wollen. Auch Un-
ternehmen oder sonstige Vereinigun-
gen mit Sitz in der EU können sich mit 
Beschwerden an den Bürgerbeauftrag-
ten wenden.  

Aufgabe des Bürgerbeauftragten, der 
auch als "Ombudsmann" bezeichnet 
wird, ist es, als unabhängiger Schieds-
richter zu wirken und den Beschwer-
den nachzuspüren.  

Nähere Auskünfte über die Arbeit des 
EU-Bürgerbeauftragten und seine Kon-
taktdaten sind über seine Homepage 
erhältlich. Dort gibt es auch ein 
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Beschwerdeformular, welches herun-
tergeladen und ausgefüllt werden 
kann.  

 

Quelle - EU-Kommission antwortet 

nichtssagend auf meine Anfrage  

Das "Aus" des Fürther Traditionsun-
ternehmen Quelle war für Mittelfran-
ken eines der schmerzlichsten Ereig-
nisse des vergangenen Jahres. In eine 
besonders verzweifelte Lage gerieten 
die 4000 Menschen, die ihren dadurch 
ihren Arbeitsplatz verloren. Deshalb 
hatte ich bei der Europäischen Kom-
mission angefragt, wie die EU helfen 
könnte. Die Antwort, die ich auf meine 
Frage erhielt, war nichtssagend. Der 
bisherige Sozialkommissar Vladimir 
Špidla bemerkte lediglich, dass 
Deutschland unter gewissen Umstän-
den Mittel aus dem Europäischen Glo-
balisierungsfonds beantragen könne. 
Hinsichtlich des Europäischen Sozial-
fonds erklärte Špidla, die Kommission 
stünde mit den bayerischen Behörden 
in Verbindung und diese würden der-
zeit Maßnahmen prüfen.  

Trotz dieser mageren Antwort, die auf 
der Homepage des Europäischen Par-
lamentes abrufbar ist, ist es wichtig, 
solche Fragen zu stellen. Sie erhöhen 
den Druck auf die Kommission, bei 
gewissen Themen tätig zu werden. 
Sollten Sie ein Anliegen haben, bei 
dem Sie eine schriftliche Anfrage an 
die Kommission oder den Rat für sinn-
voll erachten, bin ich für Ideen immer 
dankbar! 

 

Preis und Resolutionen - Europapar-

lament aktiv für die Menschenrechte  

Ein wichtiger Aspekt der Arbeit des 
Europaparlamentes ist der weltweite 
Einsatz für die Menschenrechte. Eines 
der vielleicht wichtigsten Zeichen für 

diesen Einsatz ist seit 1988 die jährli-
che Verleihung des "Sacharov-Preises 
für geistige Freiheit". Die nach dem 
russischen Dissidenten Andrej Sacha-
rov benannte Auszeichnung erhielt bei 
der letzten Plenarwoche des Jahres 
2009 in die russische Bürgerrechtsbe-
wegung "Memorial" zugesprochen. 

  

 

"Memorial" wurde Ende der 80er Jah-
re gegründet, um Verbrechen des Sta-
linismus aufzuarbeiten. Seit dem Fall 
des Eisernen Vorhangs führt "Memo-
rial" seine Arbeit in der Russischen Fö-
deration weiter, etwa durch die Auf-
arbeitung der Menschenrechtsverlet-
zungen im Tschertschenien-Krieg. Die 
Bürgerrechtler Oleg Orlow, Sergej Ko-
waljow und Ljudmila Alexejewa konn-
ten den Preis aus den Händen des 
polnischen Parlamentspräsidenten 
Jerzy Buzek, der selbst in der Gewerk-
schaft Solidarnosc gegen den Kommu-
nismus gekämpft hatte, entgegen-
nehmen. Er brachte bei der Verleihung 
seine Hoffnung zum Ausdruck, dass 
Russland in Sachen Menschenrechte 
künftig ein Partner wird, auf den man 
sich verlassen kann. 

In der Januarsitzung in Straßburg ver-
abschiedeten wir mit großer Mehrheit 
Resolutionen zur Verfolgung Oppositi-
oneller in China, zu den Überfällen auf 
Christen und ihre Kirchen in Ägypten 
und Malaysia und zu einem Massaker 
an 57 Menschen, darunter 30 Journa-
listen, in der philippinischen Provinz 
Maguindanao im vergangenen No-
vember. Als Mitautor der Resolutio-
nen zu Ägypten und Malaysia sowie zu 
den Philippinen habe ich daran aktiv 
mitgewirkt. Meine Rede im Plenum 
zum Thema Philippinen lässt sich auf 
der Homepage des Europaparlaments 
anschauen.  
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P.F. 2010 - Viel Glück 

 

Allen Lesern wünsche ich zum Ab-
schluss noch ein gesegnetes, gesundes 
und erfolgreiches Jahr 2010 und freue 
mich auf die weitere Zusammenarbeit 
mit Ihnen 

 

Ihr 

 

Martin Kastler 
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